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Abréviations

AUNS Aktion fur eine unabhangige und neutrale Schweiz

EU Européische Union

RK MZF Regierungskonferenz Militar, Zivilschutz und Feuerwehr

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

NATO North Atlantic Treaty Organization

GSoA Gruppe flur eine Schweiz ohne Armee

FER Fédération des Entreprises Romandes

SsvV Schweizer Schiesssportverband

SBV Schweizerischer Buchsenmacher- und Waffenfachhéndlerverband

Fedpol Bundesamt fur Polizei

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

EuGH Gerichtshof der Europaischen Union

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre

UE Union européenne

CG MPS Conférence gouvernementale des affaires militaires, de la protection
civile et des sapeurs-pompiers

Uss Union syndicale suisse

USAM Union suisse des arts et métiers

OTAN L'Organisation du traité de I'Atlantique nord

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

FER Fédération des Entreprises Romandes

FST Fédération sportive suisse de tir

ASA Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés

Fedpol Office fédéral de la police

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

CJUE Cour de justice de I'Union européenne (anciennement Cour de justice

des Communautés européennes CJCE)
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 06.02.2018
KARIN FRICK

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Ordre juridique
Sécurité intérieure

Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenméssig sehr gut vertretenen Schitzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Buchsenmacher- und
Waffenfachhandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnehmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schiitzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militarnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen gentigenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklérte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundsatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Griinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflrwortend ausserten sich u.a. die KKJPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stadteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderdrzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft  fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekampfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten adusserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptsachlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhangigkeit und Souveranitét des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Burgern, weshalb Verscharfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie finf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jlngeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der flr den Erwerb einer solchen Waffe kinftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelméssigen Gebrauchs der
Waffe fUr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine Bedurfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfihrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschlage verhindert wurden,
ausserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
blrokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
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Anklndigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fur «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
héngige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtmassigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stédteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelmaéssigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Prazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in finf Jahren flr eine angemessene Regelmaéssigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelmassigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf darliber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fir die Geféhrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wére eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfalligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentypubergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden koénnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdrickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemaéangelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flunf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelmassig fir den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehdrt. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
daflr die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht flir den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wirde. In die gleiche Richtung éusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erflllen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. '
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 15.05.2000
FRANCOIS BARRAS

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 17.10.2000
FRANCOIS BARRAS

Politique étrangeére
Relations avec I'UE

Parmi les acteurs engagés pour un «oui» aux votations, le Vorort a joué son réle de
porte-parole d'une économie helvétique tres majoritairement favorable aux bilatérales,
dont I'investissement vis-a-vis de la votation fut évalué a plus de 10 millions de francs.
Autres organisations favorables: I’'Union suisse des arts et métiers (USAM), I'Union
patronale suisse, I'Union suisse des paysans, I'USS, la FTMH, la Confédération des
syndicats chrétiens, les associations de banquiers et des assureurs, I’Association
transports et environnement. Soutien inhabituel qui démontre I'amplitude des débats,
I"Université de Neuchatel s’est officiellement engagée pour les bilatérales en raison du
systeme d'échange qui les accompagne. Dans le rang des partis politiques: le PDC, le PS,
le PRD, le Parti libéral, le Parti chrétien-social et 'UDC sont allés dans le sens du
Conseil fédéral. Le débat au sein de cette derniére fut particulierement houleux et a vu
Christoph Blocher légérement vaciller a la tribune du congres réuni sur la question des
bilatérales. Par 297 voix contre 201, les délégués UDC ont donné un mot d’ordre
favorable aux accords, alors que leur leader médiatique n’avait pu afficher une position
claire et cohérente sur la question (a relever que, le méme jour, les délégués du Parti de
la liberté eurent moins d’atermoiements pour recommander un «non» massif). Ainsi,
plus de la moitié des sections cantonales de I'UDC se sont opposées a la décision du
parti national. Second camouflet pour Christoph Blocher, la position de I’ASIN dont il
est le président a été largement débattue par ses propres adhérents réunis en congres,
furieux qu’une recommandation de vote vis-a-vis de la votation ne fut méme pas a
|"ordre du jour. Au final, I'ASIN a, contre l'avis de Blocher, décidé de voter un mot
d’ordre. Ce dernier a débouché sur un «non» trés majoritaire. 2

Armée

Activités internationales

En droite ligne des perspectives issues de RAPOLSEC 2000 et de lintervention
internationale au Kosovo, le gouvernement a élaboré en 1999 un projet de révision
partielle de la loi fédérale sur I'armée et I'administration militaire (LAAM). Celle-ci avait
pour principal objet de permettre I'armement de formations suisses en service de
promotion de la paix a I'étranger, de conclure avec d’autres Etats des accords de
coopération internationale et d’élaborer des conventions internationales sur le statut
de soldats helvétiques a I"étranger et de militaires étrangers en Suisse. Durant I'année
sous revue, les deux Chambres fédérales se sont penchées sur ces points de révision
de la LAAM, en des débats fournis qui ont vite dépassé la seule question de
|"autodéfense des soldats suisses en mission pour toucher aux pans fondamentaux des
principes helvétiques, neutralité en téte. Au début de I'année, la commission de la
politique de sécurité du Conseil national avait déja donné son feu vert a 'armement des
troupes a I'étranger. Lors des débats a la Chambre du peuple réunie en session de
printemps, les principales oppositions a ces modifications se sont portées, pour Josef
Zisyadis (pdt,VD) et les Verts, dans la promotion d’une vision pacifiste et contre le
potentiel hégémonique et coercitif de I'OTAN; pour Hans Fehr (udc, ZH), dans le
respect du principe de neutralité et la non-ingérence dans les affaires militaires
internationales. Aprés avoir rejeté les propositions Zisyadis, Cuche (pe, NE) et Fehr de
ne pas entrer en matiére (126 voix contre 38), la Chambre du peuple a donné son
adhésion au projet du gouvernement (86 voix contre 49). En vote final, I’Assemblée
fédérale a ratifié la loi, a I'unanimité pour la Chambre des cantons (38 voix) et de
maniére assez tranchée au Conseil national (109 voix contre 59). Si les radicaux et le
PDC ont massivement donné leur aval aux modifications de la loi militaire, les socialistes
sont sortis partagés sur la question (24 oui, 20 non).

Les oppositions se sont mobilisées aux deux pdles de I"échiquier politique : & droite,
par le biais de I’Action pour une Suisse indépendante et neutre (ASIN) proche de I'UDC;
a gauche, principalement par I'entremise du GSSA. Chaque camp a annoncé sa volonté
de faire appel au référendum afin que le peuple se prononce sur les enjeux de ces
modifications. Lors de son congrés d’été, I'UDC a décidé de soutenir le référendum. *
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 30.11.2014
DAVID ZUMBACH

Politique sociale

Population et travail
Evolution de la population

Das Jahr 2014 wurde stark durch Debatten um die Zuwanderungspolitik gepragt. Dies
lag nicht zuletzt im Umstand begriindet, dass neben der am 9. Februar zur Abstimmung
gelangten Volksinitiative "Gegen Masseneinwanderung" das Stimmvolk mit der
Volksinitative "Stopp der Uberbevélkerung - zur Sicherung der natiirlichen
Lebensgrundlagen” am 30. November Uber eine zweite Initiative zu befinden hatte, die
sich thematisch dem genannten Bereich zuordnen liess. Letztere wurde in der
offentlichen Debatte nach ihrer Urheberin, der Vereinigung Umwelt und Bevdlkerung
(Ecopop), bezeichnet. Das im Mai 2011 lancierte Begehren forderte die Einflihrung einer
Beschréankung des Bevolkerungswachstum infolge Zuwanderung auf jéhrlich 0,2% der
standigen Wohnbevolkerung. Zudem hatten bei einer Annahme der Ecopop-Initiative
mindestens 10% der Mittel, welche die Schweiz jahrlich in die internationale
Entwicklungszusammenarbeit investiert, fir Massnahmen zur Férderung der freiwilligen
Familienplanung eingesetzt werden mussen. Ferner hatte eine Annahme zur Folge
gehabt, dass kunftig keine volkerrechtlichen Vertrdge mehr hatten abgeschlossen
werden durfen, die gegen die Initiativbestimmungen verstossen wirden. Bestehende
Vertréage hatten innerhalb von vier Jahren angepasst oder gekliindigt werden mussen.
Wenig Uberraschend beantragte der Bundesrat im Herbst 2013 die Volksinitiative dem
Souverén ohne Gegenentwurf zu unterbreiten mit der Empfehlung, sie abzulehnen. Die
Regierung verwies in ihrer Botschaft darauf, dass im Falle einer Annahme der Initiative
weder das Freiziigigkeitsabkommen noch das EFTA-Ubereinkommen weitergefiihrt
werden kénnten, was sich ihrer Meinung nach massgeblich auf das
Wirtschaftswachstum der Schweiz auswirken wirde. Der Antrag des Bundesrates wurde
in der Sommersession 2014 von beiden Kammern deutlich gutgeheissen. Im Nationalrat
stimmten drei, im Stédnderat nur gerade ein Volksvertreter gegen den bundesratlichen
Vorschlag. Auf Sympathien stiess die Vorlage hingegen bei der SD, der AUNS und Teilen
der SVP-Basis. Acht SVP-Kantonalsektionen wichen von der nationalen Parteilinie ab.
Sieben beschlossen wie SD und AUNS die Ja-Parole, die Genfer Kantonalsektion erteilte
die Stimmfreigabe. Alle anderen Parteien sowie die Wirtschaftsverbdande und die
Gewerkschaften sprachen sich gegen eine Annahme der Ecopop-Initiative aus. Die
Initianten verfugten Uber wenig Kampagnenerfahrung und Uber wenig finanzielle
Ressourcen. Anders das gegnerische Lager, das zwar nicht vollstdndig zentralisiert, aber
nicht minder geeint zu Werke ging. Neben dem Uberparteilichen Komitee "Ecopop
Nein", das vom Wirtschaftsverband Economiesuisse geleitet wurde und von dem der
grosste Kampagneneffort ausging, engagierten sich auch Parteien (v.a. FDP und glp),
Gewerkschaften (Syna, TravailSuisse) und kantonale Komitees gegen die Ecopop-
Initiative. Auf Seite der Ecopop-Beflirworter schalteten sich neben dem
Initiativkomitee auch Akteure des rechtskonservativen Lagers in den Wahlkampf ein,
was auf Pro-Seite zu einem selten gesehenen Konglomerat aus &kologischer
Wachstumskritik und fremdenfeindlichen Motiven fihrte. Die Ecopop-Initiative wurde
schliesslich von Volk und Stédnden klar verworfen. Nur 25,9% der Partizipierenden
stimmten der Vorlage zu (Stimmbeteiligung: 50%). Die Klarheit des Resultates
Uberraschte, zumal im Vorfeld Umfrageresultate auf einen héheren Ja-Stimmenanteil
hindeuteten. Die héchsten Ja-Anteile wurden in den Kantonen Tessin (36,9%), Schwyz
(34,2%) und Obwalden (32,6%) registriert. Die tiefste Zustimmung verzeichneten die
Westschweizer Kantone Waadt (17,3%), Wallis (21,3%) und Genf (21,4%).

Abstimmung vom 30. November 2014

Beteiligung: 50,0%
Ja: 671099 (25,9%) / 0 Sténde
Nein: 1920 454 (32,1%) / 20 6/2 Stande

Parolen:

-Ja: SD, AUNS.

- Nein: SVP (8)*, SPS, FDP, CVP, GPS, GLP, BDP, EVP, CSP, EDU, eco, sgv, SGB, Travs.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die VOX-Analyse zur Ecopop-Initiative kam zum Schluss, dass das Volksbegehren,
dessen Inhalt mehrere Dimensionen umfasste, fast ausschliesslich als
Zuwanderungsvorlage verstanden wurde. Die Umweltanliegen der Volksinitiative, wie
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auch der vorgeschlagene Beitrag an die Familienplanung in armen Landern, blieben
weitgehend unbeachtet. Geméass der Umfrage fanden die Initianten ihre Unterstitzung
dann auch in den der SVP nahestehenden Kreisen, die dem Anliegen zu 56%
zustimmten, wéhrend nur eine kleine Zahl der Sympathisanten der Griinen (19%) und
der Grinliberalen (11%) ein Ja in die Urne legten. Eine zusétzliche Befragung innerhalb
der  VOX-Studie  ergab, dass jede  zweite Person, die bei der
Masseneinwanderungsinitiative Ja gestimmte hatte, bei der Ecopop-Initiative ein Nein
in die Urne legte. Vor allem Anhéanger der SVP, aber auch solche von FDP und CVP
votierten anders als noch im Februar. *

1) Vernehmlassungsbericht EU-Waffenrichtlinie; NZZ, 4.1.18; APZ, BU, BaZ, LZ, SGT, 5.1.18; Lib, TA, 6.1.18; SoZ, 28.1.18; NZZ, TA,
29.1.18

2) BaZ et 24h, 15.5.00; Bund, 1.4 et 17.4.00; 24h, 7.4.00; LT, 3.5.00; Lib., 17.4.00; TG, 16.5.00

3) 24h, 26.01.00.; BO CE, 2000, p. 427 ss.; BO CE, 2000, p. 475 ss.; BO CE, 2000, p. 721ss.; BO CN, 2000, p. 1208 ss.; BO CN,
2000, p. 966 s.; BO CN, 2000, p. 992 ss.; FF, 2000, p. 4756 ss.; Presse du 7.10.00.

4) AB NR, 2014, S. 949 ff.; AB SR, 2014, S. 267 ff.; BBI, 2013, 8693 ff.; Lit. Sciarini / Nai / Lanz; NZZ, 25.8., 17.10.14
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